
Art. 19 Grundrechte und Grundpflichten der Bürger

obwohl er arbeitsfähig ist, mit Verurteilung auf Bewährung, Haftstrafe oder mit Freiheits­
strafe bis zu zwei Jahren bestraft werden.

74 Wenn Art. 19 Abs. 3 Satz 3 die Anwendung der Grundsätze der sozialistischen Moral 
für die Beziehungen der Bürger anordnet, wird noch ein Schritt weitergegangen. Durch 
die Verfassung, also durch einen qualifizierten Akt des Staates, wird das gesamte sozialisti­
sche Moralsystem für rechtsverbindlich erklärt. Damit werden die Moralnormen jedoch 
noch nicht zu Rechtsnormen. Es gibt Moralnormen - wie etwa die Pflicht zur Arbeit, die 
nach Art. 24 Abs. 2 Satz 2 mit dem Recht auf Arbeit eine Einheit bildet -, welche gleich­
zeitig Rechtsnormen sind. In der Regel sind sie es jedoch nicht. Aufs ganze gesehen, bil­
den sie ein Kompendium von Regeln für ein Verhalten, das von der Masse der Bevölke­
rung noch nicht erwartet wird, zu dem sie erst gebracht werden soll. Die Grundsätze so­
zialistischer Moral sind als rechtsverbindliche Prinzipien zu verstehen, zu deren Einhal­
tung die Menschen erst gelenkt werden sollen. Dabei spielt die Bewußtseinsbildung, die 
Erziehung zum sozialistischen Menschen, in kritischer Sicht also die ideologische Indok­
trination, die entscheidende Rolle. Das Verhältnis zwischen Recht und Moral wird in der 
jetzigen Version so gesehen, daß das Recht, also die staatlich gesetzten Verhaltensregeln, 
Einfluß auf die gesellschaftlichen Verhaltensregeln hat. Nach Walter Ulbricht (Die Rolle 
des sozialistischen Staates . . ., S. 1755) besteht die prinzipielle Bedeutung der Gestaltung 
des Verhältnisses von sozialistischem Recht und sozialistischer Moral darin, die erzieheri­
sche Einflußnahme des Rechts auf die Herausbildung und allgemeine Durchsetzung so­
zialistischer Moralauffassungen, die mehr und mehr das Denken, Fühlen und Handeln der 
Menschen bestimmten, zu verwirklichen. So konnte Reiner Arlt (Zu einigen Grundfragen 
der marxistisch-leninistischen Rechtstheorie in der DDR, S. 1429) schreiben, das Krite­
rium für das Verhältnis von Recht und Moral sei nicht die Erzwingbarkeit der Normen 
oder ihre freiwillige Einhaltung oder gar die Fragestellung des ethischen Minimums, son­
dern vielmehr das Verhältnis ihres Zusammenwirkens. Das Recht müsse durch seine kon­
krete Ausgestaltung und Überzeugungskraft wirksam dazu beitragen, sozialistische Moral­
auffassungen bei allen Werktätigen zu entwickeln, die mehr und mehr ihr Denken, Fühlen 
und Handeln bestimmten.

Folgerichtig heißt es im Lehrbuch »Marxistisch-leninistische Staats- und Rechtstheo­
rie« (S. 446): »Ein Spezifikum der Moralnormen im Verhältnis zu allen anderen Sozialnor­
men besteht darin, daß sie keiner besonderen Institution bedürfen, die die Einhaltung der 
Moralnormen erzwingen. Die Kraft der Moralnormen beruht auf der Überzeugung, wie 
sie vom Wirken der Partei der Arbeiterklasse ausgeht, der öffentlichen Meinung, dem Bei­
spiel oder anderen gesellschaftlichen Erscheinungen, denen eine moralische Autorität zu­
kommt.« Stellt man das Wirken der SED in Rechnung, so kann kein Zweifel darüber auf- 
kommen, daß die Normen der sozialistischen Moral die gleiche zwingende Kraft haben 
wie Rechtsnormen.

75 Das Verhältnis der Moralnormen zu den Rechtsnormen charakterisiert das genannte 
Lehrbuch (a.a.O.) wie folgt: »Die sozialistische Moral ist eine ideelle Grundlage für das 
sozialistische Recht. Sozialistische Rechtsnormen unterliegen der moralischen Bewertung. 
Manche sozialistischen Rechtsnormen sind aus Moralnormen hervorgegangen. Daraus er­
klärt sich die Tatsache, daß es Normen gibt, die sowohl dem Recht wie der Moral ange­
hören. Andere Rechtsnormen haben eine mittelbare moralische Beziehung; das trifft be-
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